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davon

Personalausgaben der Geschäftsstelle: 178.849,50 Euro
Aufwand für die Kommission: 1.046.857,90 Euro
SachaufiuandderGeschäftsstelle: 158.740,59Euro
Abführung von Beträgen an den Landeshaushalt zur Abdeckung der allgemeinen
Kosten: 50.077,86 Euro

Jahr 201 5

Ausgaben insgesamt: 1 .422.903,16 Euro

davon:

Personalausgaben der Geschäftsstelle: 182.552,35 Euro
Aufwand für die Kommission: 985.391 ,44 Euro
Sachaufwand der Geschäftsstelle: 203.859,37 Euro
Abführung von Beträgen an den Landeshaushalt zur Abdeckung der allgemeinen
Kosten: 51 .100,00 Euro

Jahr 2016

Der Jahresabschluss 2016 liegt noch nicht vor

Frage 389: Wie hoch sind die Geldleistungen bei einer Tätigkeit in der
Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs?

Der Honoraraufwand für die Mitglieder der Kommission betrug im Jahr 2015 insgesamt
506.940,00 Euro inklusive Mehrwertsteuer.

Frage 390: Wie hat sich die Höhe der Geldleistungen für die Tätigkeit in der
Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs seit 2000 entwickelt?

Der Honoraraufiryand für die Mitglieder der Kommission inklusive Mehrwertsteuer hat
sich seit dem Jahr 2000 wie folgt entwickelt:

Jahr 2000:
Jahr 2001:
Jahr 2002:
Jahr 2003:
Jahr 2004:
Jahr 2005:
Jahr 2006:
Jahr 2007:
Jahr 2008:
Jahr 2009:
Jahr 2010:
Jahr 2011:
Jahr 2012:

765.600,00 DM
765.600,00 DM

391.445,28 Euro
391.445,28 Euro
391.445,28 Euro
391.445,28 Euro
391.445,28 Euro
408.870,76 Euro
408.870,84 Euro
514.080,00 Euro
514.080,00 Euro
514.080,00 Euro
502.380,00 Euro

117



SÄCHSISCHE

STAATSKANZLEI

Freistaat

SACHSEN5

Jahr 2013:
Jahr 2014:
Jahr 201 5:

506.940,00 Euro
506.940,00 Euro
506.940,00 Euro

Jahr 2016: Der Jahresabschluss 2016 liegt noch nicht vor.

Frage 391: lst das KEF-Gremium aus der Sicht der Staatsregierung ein
geeignetes Kontrollorgan für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten?
(Bitte die Antwort begründen.)

Ja. Die KEF ist eine unabhängige Kommission, die den Anforderungen an eine externe
Kontrollinstanz hinsichtlich des Finanzbedarfs der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten gerecht wird. Hier ist insbesondere auf die
lnkompatibilitätsregelungen des $ 4 Abs. 3 und die Vorgaben zu den Qualifikationen
der Sachverständigen gemäß $ 4 Abs. 4 Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag zt)
verweisen. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 11.
September 20Q7 die Ubertragung der Prüfungs- und Ermittlungsaufgabe an die KEF
als sachverständig zusammengesetztes Gremium ausdrücklich als
verfassungskonform anerkannt (Rn. I 39).

Frage 392: Welche beruflichen Qualifikationen können die aktuellen Mitglieder
der KEF- Kommission vorweisen? (Bitte die Antwort einzeln für alle l6 Mitglieder
aufschlüsseln.)

Die Mitglieder der Kommission verfügen über folgende berufliche
Qualifikationen:

Dr. Heinz Fischer-Heidlberger, Vorsitzender der Kommission, benannt durch
Bayern für den Bereich Rechnungshöfe, Präsident des Bayerischen
Obersten Rechnungshofs,
Kay Barthel, benannt durch Sachsen-Anhalt für den Bereich
Rechnungshöfe, Präsident des Landesrechnungshofs Sachsen-Anhalt,
Klaus Behnke, benannt durch Rheinland-Pfalz für den Bereich
Rechnungshöfe, Präsident des Rechnungshofs Rheinland-Pfalz,
Marion Claßen-Beblo, benannt durch Berlin für den Bereich Rechnungshöfe,
Präsidentin des Rechnungshofs von Berlin,
Prof. Dr. Martin Detzel, benannt durch Baden-Württemberg für den Bereich
Betriebswirtschaft, Professor für Betriebswirtschaftslehre an der Dualen
Hochschule Baden-Württemberg Karlsruhe,
Christian Möller, M.4., benannt durch Schleswig-Holstein für den Bereich
Medienwirtschaft und Medienwissenschaft, Dozent im Fachbereich Medien
an der Fachhochschule Kiel,
Dr. Norbert Holzer, benannt durch das Saarland für den Bereich
Rundfunkrecht, Rechtsanwalt, Univ.-Dozent, Vorstand des lnstituts für
Europäisches Medienrecht,
Ulrich Horn, benannt durch Thüringen für den Bereich Wirtschaftsprüfung
und Unternehmensberatung, Diplom-Kaufmann, Wirtschaftsprüfer und
Steuerberater,
Prof. Dr. Werner Jann, benannt durch Brandenburg für den Bereich
Medienwirtschaft und Medienwissenschaft, Professor für
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Politikwissenschaft, Venrvaltung und Organisation an der Universität
Potsdam,
Prof. Dr. Jürgen Schwarz, benannt durch Sachsen für den Bereich
Rundfunkrecht, Rechtsanwa lt,

Prof. Dr. Ulrich Reimers, benannt durch Niedersachsen für den Bereich
Rundfunktechnik, Professor an der Technischen Universität Braunschweig,
Leiter des lnstituts für Nachrichtentechnik,
Horst Röper, benannt durch Nordrhein-Westfalen für den Bereich
Medienwirtschaft und Medienwissenschaft, Diplom-Journalist,
Geschäftsführer des FORMATT-lnstituts in Dortmund,
Hubert Schulte, benannt durch Bremen für den Bereich Betriebswirtschaft,
Diplom-Volkswirt, Staatsrat a. D.,
Dr. Tilmann Schweisfurth, benannt durch Mecklenburg-Vorpommern für den
Bereich Rechnungshöfe, Diplom-Venrualtungswissenschaftler, Präsident des
La nd es rech n u n g shofs Mecklen b u rg-Vorpom me rn,
Dr. Norbert Vogelpoth, benannt durch Hessen für den Bereich
Wirtschaftsprüfung und Unternehmensberatung, Diplom-Kaufmann,
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, Vorsitzender des Aufsichtsrats der
Wirtschaftsprrifungsgesellschaft PricewaterhouseCoopers AG, Frankfurt,
Dr. Gebhard Zemke, benannt durch Hamburg für den Bereich
Wirtschaftsprüfung und Unternehmensberatung, Wirtschaftsprüfer und
Steuerberater, Partner der BDO AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,
Hamburg.
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Frage 393: Wie erklären
Rundfunkanstalten bei
Programmverbreitung?

sich die stetig wachsenden Personalkosten der
gleichzeitiger Kostensenkung für die

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Maßstab für den MDR ist der öffentliche Dienst. lnsgesamt lagen die Tarifsteigerungen
beim MDR in den letzten Jahren unter denen des öffentlichen Dienstes. Bei den Kosten
der Programmverbreitung handelt es sich aktuell beim MDR im Wesentlichen um
Aufirendungen für die terrestrische Ausstrahlung sowie die Satellitenausstrahlung.
Besonders hoch waren ehemals die Kosten für die analoge terrestrische TV-
Ausstrahlung, die mittlenrveile vollständig eingestellt wurde. Gleiches gilt für die analoge
Satellitenausstrahlung, die 2012 beendet wurde. Gegenläufig war allerdings die
Kostenentwicklung für die Ausstrahlung in HDTV und das lnternetstreaming.

Auch für das ZDF gilt, dass eine Senkung der Kosten der Programmverbreitung durch
neue technische Verfahren ermöglicht wird. So wird durch Kompression von
Sendesignalen zur Verbreitung eines Programms erheblich weniger Kapazität benötigt.

Beim Deutschlandradio wachsen die Personalkosten im Rahmen der jährlichen
Steigerungen durch Tariferhöhungen. Die Kosten für die technische Verbreitung der
Programme erhöhen sich aufgrund DAB+. Gegenläufig sind durch die Abschaltung der
MW- und LW-Sender deutliche Einsparungen zu verzeichnen.

119



SÄCHSISCHE

STAATSKANZLEI
Freistaat

SACHSEN5

Ein sachlicher Zusammenhang in der Entwicklung von Personal- und
Programmverbreitungskosten besteht nicht.

Frage 394: Wie ist zu erklären, dass die ARD für 2013 bis 2016 starke
Einsparungen im Programmbereich vorgenommen hat, während die Ausgaben
für Personal und Altersversorgung deutlich überschritten wurden?

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Hierzu sind folgende Erläuterungen zu geben: Bei den Programmaufwendungen gem.
KEF-Definition handelt es sich nicht um die kompletten Aufwendungen, die für die
Herstellung von Programm notwendig sind, sondern um eine Festlegung von
Kontengruppen entsprechend des Rundfunkkontenrahmens. Für diese speziellen
Aufiruendungen (2. B. Urhebervergütungen, Honorare, rundfunkspezifische
Leistungsvergütungen usw.) wird eine eigene Teuerungsrate ermittelt, da diese
Leistungen nicht Bestandteil des Warenkorbs sind, mit dem das Statistische
Bundesamt die lnflationsrate ermittelt. Man spricht hier von der rundfunkspezifischen
Teuerungsrate.

Es ist aber zu berücksichtigen, dass der Gesamtaufiruand der Rundfunkanstalten
nahezu vollständig zur Herstellung des Programms aufgewendet wird und auch
Personalaufwendungen weit überuviegend der Programmerstellung dienen.
Dementsprechend sind die in den Rundfunkanstalten festangestellt beschäftigten
Berufsgruppen direkt mit der Programmerstellung befasst, etwa die Redakteurinnen
und Redakteure, Auslandskorrespondentinnen und -korrespondenten sowie viele
Regisseurinnen und Regisseure, Kamerafrauen und -männer usw. Weitere
Berufsgruppen, beispielsweise im Lizenz- und Rechtemanagement, sind ebenfalls
u nm ittelbar an der Prog ram merstellung beteiligt.

Es ist zudem anzumerken, dass sich die Zuordnung zum Programmaufiryand über die
Jahre verändert hat. Wurden vor einigen Jahren hier noch die Kosten der
Programmverbreitung subsummiert, so finden sich diese jetzt als gesondert zu
betrachtende Aufiuandsposition wieder, während Aufiruendungen, wie z. B.
Reisekosten, die in früheren Anmeldungen ebenfalls Bestandteil des
Programmaufiruands waren, jetzt in den sonstigen Aufirvendungen enthalten sind. Ein
langfristiger Vergleich mit früheren Jahren ohne entsprechende Bereinigung ist somit
nicht möglich.
Zur Altersversorgung ist anzumerken, dass kein deutlicher Anstieg der Ausgaben
erkennbar ist. Lediglich die Aufiruendungen für die Rückstellungen zut
Altersversorgung, diese sind nicht liquiditätswirksam, mussten aufgrund der niedrigen
Zinsen angehoben werden.

lm Übrigen wird auf die Vorbemerkung zur Großen Anfrage venruiesen.

Frage 395: Bis 2020 plant die ARD eine Reduzierung der Programmvorräte um
100 Mio. Euro, das ZDF dagegen eine Erhöhung um 81,7 Mio. Euro. Womit wird
die unterschiedliche Entwicklung erklärt?
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Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Soweit es den MDR betrifft, ist eine Reduzierung nicht geplant. Grundsätzlich kommt
es zu einer Reduzierung des Programmvermögens durch Nutzung, indem vorhandenes
Programmvermögen gesendet wird. Gegenläufig wirkt die Produktion von
Programmvermögen, das nicht sofort ausgestrahlt wird.
Wenn in der ARD mehr Programm versendet als neu produziert wird, erfolgt eine
Reduzierung der Programmvorräte.

Der Programmvermögensaufbau des ZDF ist maßgeblich auf einen lnflationsausgleich
auf Basis der rundfunkspezifischen Preissteigerungsrate zurückzuführen (vgl. hierzu
auch https://www.zdf .delzdfunternehmen/zdf-jahresabschluss-und-haushaltsplan-
100.html).

lm Übrigen wird auf die Vorbemerkung zur Großen Anfrage verwiesen.

Frage 396: Seitens des ZDF werden die steigenden Kosten regelmäßig mit
steigenden Preisen begründet. Welche konkreten Preise sind damit gemeint?
(Bitte von 2010 bis 2020 einzeln darstellen).

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Das mit der KEF abgestimmte Verfahren zur Anmeldung des Finanzbedarfs sieht die
jährliche Ermittlung einer rundfunkspezifischen Preissteigerungsrate vor. Das
Ermittlungsverfahren von den einzubeziehenden Leistungen (Warenkorb) bis zu den
anzuwendenden mathematischen Verfahren (Regression und Durchschnittsbildungen)
wurde mit der KEF erarbeitet, die Umsetzung wird von ihr kontrolliert. Einbezogen
werden rundfunkspezifische Leistungen wie die Kosten von Auftragsproduktionen und
Sportrechten sowie Honorare von Schauspielern, Moderatoren und Regisseuren.

Für die Vergangenheit lässt sich mit diesen Berechnungen feststellen, um wieviel die
für den Rundfunk spezifische Rate über oder unter der allgemeinen lnflationsrate lag.
Für die Zukunft lässt sich mit einem so ermittelten Auf- oder Abschlag auf die für die
Finanzvorschau des Bundes prognostizierte Rate die erwartete rundfunkspezifische
Rate abschätzen. Diesen Prognosewerten werden dann nachträglich von der KEF die
tatsächlichen Steigerungsraten gegenübergestellt.

Frage 397: Welche Gründe liegen der geplanten Streichung von mehreren
Hundert besetzten Stellen bei ARD und ZDF Íür 2017 bis 2020 zugrunde?
Um welche Stellen handelt es sich?

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Die Rundfunkanstalten sind dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
verpflichtet. Die Stellenstreichungen innerhalb der ARD-Rundfunkanstalten gehen auf
Planungen einzelner Rundfunkanstalten sowie auf Forderungen der KEF zurück.
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Einzelheiten zur Stellenentwicklung je ARD-Rundfunkanstalt sind dem 20. KEF-Bericht,
Kapitel 5,T2.118ff zu entnehmen.

Das ZDF setzt mit seinen Sparanstrengungen im Personalbereich ein von der
Kommission zut Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten akzeptiertes
Konsolidierungskonzept um, mit dem die Einsparungen aus dem 18. Bericht bis 2020
umgesetzt werden. Die Personaleinsparungen betreffen alle Bereiche.

lm Übrigen wird auf die Vorbemerkung zur Großen Anfrage venviesen.

Frage 398: Beabsichtigt der MDR 1ür 2017 bis 2020 Personaleinsparungen?
Wenn ja, in welcher Höhe und welche Stellen sind betroffen?

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
wurde vom MDR folgende Antwort übermittelt:

lm Jahr 2018 werden 10 Stellen (feste Mitarbeiter) wegfallen, die befristet im Rahmen
des ARD-Vorsitzes geschaffen wurden. Weitere Einsparungen bis 2020 sind bis dato
nicht geplant.

Frage 399: G¡bt es andere Handlungsstrategien des MDR, um die
wirtschaftlichste Lösung hinsichtlich der Einsparung zu erreichen?

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Es gibt diverse lnitiativen, um die Effizienz von Prozessen und Strukturen ARD-
übergreifend weiter zu optimieren. Neben der gerade gestarteten, umfassenden
Prozess- und Strukturreform (siehe Antwort zu Frage 584) gibt es bereits seit 2016 im
lT-Bereich eine gemeinsame Lenkungsgruppe der ARD mit dem ZDF und
Deutschlandradio zu Fragen der Gestaltung einheitlicher lT-Prozesse und -Strukturen.
Der MDR hat im Rahmen seines Veränderungsprozesses MDR 2017 neben einer
publizistischen Stärkung auch das Heben von Synergien als Zielsetzung formuliert. Mit
Start der neuen trimedialen Programmbereiche zum 01 .01.2016 werden entsprechende
Synergien sukzessive gehoben.

Frage 400: Sind ARD, ZDF und MDR Einsparerfolge der Rundfunk- und
Fernsehveranstalter in anderen Ländern bekannt? Wenn ia, aus welchen
Ländern?

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Über die europäische Rundfunkkommission (EBU) pflegen alle europäischen öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten einen regelmäßigen Austausch. Ein wesentlicher lnhalt
sind dabei jeweils erzielte Wirtschaftlichkeitserfolge. Beispielsweise stand 2014 beim
Treffen der Finanzchefs das Thema ,,Cost Reductions" im Mittelpunkt, 2016 das Thema
,,Zeto Based Budgeting". Darüber hinaus verfolgt das ZDF ständig Meldungen in den
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verschiedenen Medien zu allen finanziellen Aktivitäten der wichtigen europäischen
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten.

lm Ubrigen wird auf die Vorbemerkung zur Großen Anfrage veruviesen.

Frage 401: Würden die deutschen Rundfunkanstalten die erfolgreichen
Sparerfahrungen aus anderen Ländern in ihre Sparstrategien einbeziehen?
Wenn ja, welche konkrete Maßnahmen sind es? Wenn nein, warum nicht?

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Der regelmäßige Austausch der europäischen Rundfunkanstalten dient gerade dazu,
Einsparerfolge einer Anstalt auch für andere Anstalten fruchtbar zu machen.
Erfolgreiche Maßnahmen anderer Anstalten werden daher regelmäßig auf
Erfolgschancen im ZDF untersucht. Allerdings hat das ZDF aufgrund seiner
umfangreichen Einspar- und Wirtschaftlichkeitsmaßnahmen, die zum Ausgleich der
Einbrüche bei den Werbeerträgen nach Einführung der privaten Sender erforderlich
waren, bereits in den 90er Jahren viele Rationalisierungsprojekte in Angriff genommen,
die nun in ähnlicher Weise bei anderen europäischen Rundfunkanstalten aufgegriffen
werden. Da sich die KEF die Einsparerfolge für jede Finanzbedarfsfeststellung zuliefern
lässt und prüft, sind die entsprechenden Wirtschaftlichkeitserfolge des ZDF in ihren
Berichten im Kapitel Wirtschaftlichkeitsbericht dokumentiert.
Der MDR hat gem. $ 32 Abs. 1 MDR-Staatsvertrag bei seiner kompletten
Wirtschaftsführung die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.
lnsofern ist er sogar verpflichtet, Einsparmöglichkeiten zu nutzen. Deshalb sind
grundsätzlich auch Sparerfahrungen aus anderen Ländern, sofern bekannt und für den
MDR sinnvoll anwendbar, von lnteresse.

lm Ubrigen wird auf die Vorbemerkung zur Großen Anfrage veruviesen

Frage 402= Laut KEF-Bericht 2016 machen die Rundfunkanstalten in ihren
mittelfristigen Finanzbedarfsplanungen die sog. Verstärkungsmittel geltend. Um
welche Verstärkungsmittel handelt es sich? (Bitte in der Antwort ausführlich die
einzelnen Mittel für ARD, ZDF, MDR und Deutschlandradio im Zeitraum von 2010
bis 2020 darstellen.)

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Verstärkungsmittel sind keine Sondermittel, sie stammen aus den normalen
Ertragsquellen einer Rundfunkanstalt. Bei den sog. Verstärkungsmitteln handelt es sich
in der Regel um Planansätze (Aufwand) für Programmvorhaben in den normalen
Wirtschaftsplänen der einzelnen Rundfunkanstalten, deren Höhe und letztliche
Veruvendung zum Planungszeitpunkt noch nicht konkret spezifiziert werden können.
lnsbesondere im Bereich der aktuellen Berichterstattung sind z. B. Reserven
vorzusehen, da beispielsweise Katastrophen nicht planbar und auch Ereignisse von
weltpolitischer Bedeutung nicht immer vorhersehbar sind.
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Beim MDR ist für 2017 in diesem Sinne eine strategische Reserve für besondere
Programmvorhaben in Höhe von 1.700 T€ eingeplant, die zum großen Teil bereits für
filmische Aktivitäten im Lutherjahr 2017 und für die Ausstrahlung ,,Der besondere
Kinderfilm" disponiert sind.

Die Haushalts- und die Mittelfristigen Finanzplanungen des ZDF sehen keine
Verstärkungsmittel vor (vgl. hierzu Kapitel Bestandsbedarf, Verstärkungsmittel in den
KEF-Berichten, z.B. 20. KEF-Bericht, S. 183). Gleiches gilt für das Deutschlandradio.

lm Übrigen wird auf die Vorbemerkung zur Großen Anfrage venruiesen.

Frage 403: Wie viele Entwicklungsprojekte von ARD, ZDF und MDR wurden
bisher für den Zeitraum anvischen 2005 bis 2020 angemeldet?

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Die ARD hat seit 2005 die folgenden fünf Projekte neu bei der KEF angemeldet:
. HDTV
. Digitaler Hörfunk
. Mobile Broadcast
. DVBT2
. BestandssicherungaudiovisuellesErbe

Das ZDF hat ab 2005 folgende Entwicklungsprojekte neu angemeldet:
. HDTV
o Mobile Broadcast
o Sendezeitenausweitung Kinderkanal (gemeinsam mit der ARD)
lm Jahr 2005 noch nicht beendete, bereits für die Gebührenperiode 2001 bis 2004
angemeldete Projekte:
o ZDF.vision (mit den Teilprojekten Elektronischer Programmführer, lnfoBox,

Theaterkanal, Digitext und Verbreitung des digitalen Angebots)
. Online
. DVB-T
Die Einführung der digitalen Programme ZDF.neo und ZDF.info hat das ZDF nicht als
Projekt angemeldet, d.h. dafür keinen zusätzlichen Finanzbedarf geltend gemacht.
Beide Programme wurden durch Einsparungen und Umschichtungen ermöglicht.

Frage 404: Wie viele dieser Projekte wurden von der KEF anerkannt? (Bitte die
Antwort nach der jeweiligen Rundfunkanstalt und nach Jahren aufschlüsseln).

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Die KEF hat von den seit 2005 angemeldeten Projekten die folgenden vier anerkannt:
¡ HDTV
. Digitaler Hörfunk
. Mobile Broadcast
o DVB T2
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Diese Projekte werden ARD-weit über mehrere Jahre entwickelt. Bei Erfolg werden
diese Projekte in den Rundfunkanstalten in den Bestand überführt. Eine Zuordnung zu
einzelnen Jahren kann daher nicht vorgenommen werden. Einzelheiten zu den
Entwicklungsprojekten sind dem 20. KEF-Bericht, Kapitel 6, S. 186 ff, zu entnehmen.

Die drei vom ZDF ab 2005 neu angemeldeten Projekte wurden von der KEF anerkannt.

lm Übrigen wird auf die Vorbemerkung zur Großen Anfrage venrviesen.

Frage 405: Wie viele der gestarteten Projekte waren im Zeitraum von 2006
bis 2016 erfolgreich und wie viele dauern noch an?

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Von den vorgenannten Projekten der ARD wurde HDTV erfolgreich abgeschlossen und
in den Bestand überführt. Die Projekte Digitaler Hörfunk und DVB T2 dauern noch an.
Die aufgeführten ZD F-Projekte konnten erfolg reich u mgesetzt werden.

Frage 406: Sind im Zeitraum von 2006 bis 2016 Projekte gescheitert? Wenn
ja, aus welchen Gründen sind sie gescheitert? (Bitte die Antwort nach Projekten
aufschlüsseln.)

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Von den ARD-Projekten wurde das Projekt ,,Mobile Broadcast" in der ursprünglichen
Form ab 2012 nicht mehr weitergeführt. Die technische Konzeption des Mobile
Broadcast hatte sich durch die rasante technische Entwicklung des mobilen lnternets
überholt. Verbliebene Restmittel sind deshalb zur Startfinanzierung von DRadio Wissen
eingesetztworden. (Siehe hierzu im Einzelnen 18. KEF-Bericht, Kapitel 5, Seiten 157
ff. ).

Es sind keine ZDF-Projekte im Zeitraum 2005 bis 2016 gescheitert. Es sind auch davor
noch keine von der KEF anerkannten Projekte gescheitert.

Frage 407: Wie viele Erträge erzielte der MDR aus Mahngebühren in der Zeit
vom 2012 bis 2016? (Bitte die Antwort nach Jahren und Erträgen aufschlüsseln).

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Mahngebühren werden im MDR nicht gesondert erfasst. lnsoweit liegen hierzu keine
lnformationen vor.

lm Übrigen wird auf die Vorbemerkung zur Großen Anfrage ven¡viesen.

Frage 408: Gemäß S 4 DLR-StV kann sich Deutschlandradio in Erfüllung seiner
Aufgaben zum Erwerb, zul Herstellung und zur wirtschaftlichen Veruvertung von

125



SACHSISCHE

STAATSKANZLEI

Freistaat

SACHSEN5

Hörfunkproduktionen und der damit zusammenhängenden Rechte mit Dritten
zusammenarbeiten und sich zu diesem Zweck auch an Unternehmen beteiligen.
An wie vielen Unternehmen ist Deutschlandradio der¿eit mit welchen Anteilen
beteiligt? Wie haben sich die Beteiligungen von Deutschlandradio seit 2010
entwickelt?

Es wird diesbezüglich auf den Deutschlandradio-Beteiligungsbericht verwiesen, der
den Landesrechnungshöfen NRW und Berlin sowie der Regierung des
rechtsaufsichtsführenden Bu ndeslandes vorliegt.

lm Übrigen wird auf die Vorbemerkung zur Großen Anfrage ven¡viesen.

Frage 409: Gemäß S 3 ZDF-StV kann sich das ZDF in Erfüllung seiner Aufgaben
zum Enarerb, zur Herstellung und zut wirtschaftlichen Verwertung von
Hörfunkproduktionen und der damit zusammenhängenden Rechte mit Dritten
zusammenarbeiten und sich zu diesem Zweck auch an Unternehmen beteiligen.
An wie vielen Unternehmen ist das ZDF derzeit mit welchen Anteilen beteiligt?
Wie haben sich die Beteiligungen des ZDF seit 2010 entwickelt?

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass das ZDF gemäß S 3 ZDF-StV in Erfüllung
seiner Aufgaben zum Erwerb, zur Herstellung und zur wirtschaftlichen Veruvertung von
Fernsehproduktionen und der damit zusammenhängenden Rechte mit Dritten
zusammenarbeiten kann.

Das ZDF hat die nachfolgenden Angaben geliefert:

Das ZDF ist an folgenden Unternehmen beteiligt (Stand 31.12.2016):
o ZDF Enterprises GmbH (100 %)
o ZDF Werbefernsehen GmbH (f 00 %)
. ZDF Kasino GmbH (f 00 %)
. ARTE Deutschland TV GmbH (50 %)
. SportA GmbH (50 %)
. Bavaria Studios & Production Services GmbH (25,1o/o)
r Deutscher Fernsehpreis (25 Yo)
o Stiftung Prix Jeunesse (20 %)
. VFF Venruertungsgesellschaft der Film- und Fernsehproduzenten (14 o/o)

t ARDIZDF Medienakademie gemeinnützige GmbH (12o/o)
. Grimme-lnstitut Gesellschaft für Medien, Bildung und Kultur

S. Rundfunkbeitrag

Frage 410: Wie gestaltet sich der Verfahrensablauf von der
Mehrbedarfsanmeldung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten bis zuÍ
Erhöhung des Rundfunkbeitrags? (Bitte die einzelnen Verfahrensschritte
benennen und kurz beschreiben.) Wer ist / wird an den einzelnen
Verfahrensschritten beteiligt?
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Siehe im Einzelnen hierzu 20. KEF-Bericht, Tz. 1 ff, S. 24ff;vgl. auch Antwort zu Frage
379.

Das KEF-Verfahren ist durch den Rundfunkstaatsvertrag geregelt. Es verläuft in
folgenden Schritten:

1. Anmeldung des Bedarfs durch die Rundfunkanstalten
Dafür stellen die Anstalten der KEF neben ihren Finanzvorschauen für den
Beitragszeitraum umfangreiche Unterlagen zur Verfügung, die von der KEF in
einem Anforderungsschreiben aufgeführt werden. U m Entwicklungsprojekte
anmelden zu können, benötigen die Anstalten die Zustimmung ihrer Gremien.

2. Prüfung der angemeldeten Bedarfe und Wirtschaftlichkeitsmaßnahmen durch
die KEF
Die Kommission hat für die Erträge und die Aufwandsarten Personalaufiruand,
Programmaufwand und Sachaufwand/lnvestitionen Arbeitsgruppen eingerichtet,
die eine detaillierte Prüfung ihrer Aufirvandskategorie vornehmen. Die
Ergebnisse der Arbeitsgruppen werden im Plenum der KEF beraten und gehen
in einen Berichtsentwurf ein. Am Ende der Periode voraussichtlich verbleibende
Mittelü bersch üsse werden in einen Beitragssenkungsvorschlag, u ngedeckte
von der KEF festgestellte Finanzbedarfe in einen Erhöhungsvorschlag
umgerechnet. Zudem ermittelt die Kommission den zu ihren Ergebnissen für
ARD, ZDF und Deutschlandradio passenden Aufteilungsschlüssel für den
monatlichen Beitrag. Zum Berichtsentwurf sollen die Anstalten Stellung
nehmen, ehe der endgültige Bericht dem Vorsitzenden der
Rundfunkkommission und der Offentlichkeit vorgelegt wird.

3. Entscheidung über die Umsetzung der KEF-Empfehlung in der
M i n iste rpräside ntenkonferenz.

Die Anpassung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages an eine veränderte
Beitragshöhe und -verteilung erfolgt durch Ratifizierung in allen Landesparlamenten.

Frage 4l l: lst der ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice eine Behörde?
(Bitte die Antwort begründen.)

Gem. S 10 Abs. 7 RBSTV nimmt jede Landesrundfunkanstalt die ihr nach dem
Rundfunkbeitragsstaatsvertrag zugewiesenen Aufgaben und die damit verbunden
Rechte und Pflichten ganz oder teilweise durch die im Rahmen einer nichtrechtsfähigen
öffentlich-rechtlichen Venrvaltungsgemeinschaft betriebenen Stelle der öffentlich-
rechtlichen Landesrundfunkanstalten selbst war. Bei der Tätigkeit des Beitragsservices
handelt es sich somit weiterhin um die originären Aufgaben der jeweiligen
Landesrundfunkanstalten, die diese durch die gemeinsame Stelle für ihren Bereich
selbst durchführt.

Frage 412: Was versteht die Staatsregierung unter einer ,,funktionsgerechten
F i na nzausstattu ng" gemäß $ I Ru ndfu n kbeitragsstaatsvertrag ?

Die,,funktionsgerechte Finanzausstattung" ist in $ 12 Abs. 1 Rundfunkstaatsvertrag wie
folgt legal definiert: ,,Die Finanzausstattung hat den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in
die Lage zu versetzen, seine verfassungsgemäßen und gesetzlichen Aufgaben zu
ertüilen; sie hat rnsbesondere den Bestand und die Entwicklung des öffentlich-
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rechtlichen Rundfunks zu gewährleisten." Damit ist die von den Ländern
verfassungsrechtlich zu gewährende funktionsgerechte Finanzausstattung der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gesetzlich vorgegeben. Die Staatsregierung
geht dabei davon aus, in Einklang mit der geltenden Rechtslage und der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, dass der Umfang der finanziellen
Gewährleistungspflicht sich danach richtet, was für die Funktion des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks erforderlich ist (vgl.BVerfGE 87, 181). So hat das
Bundesverfassungsgericht weiter konkretisiert, dass der Gesetzgeber, um den
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten die Erfüllung des Funktionsauftrages zu
ermöglichen, vorsorgen muss, dass die dafür erforderlichen technischen,
organisatorischen, personellen und finanziellen Vorbedingungen bestehen. Dabei gilt,
dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk nicht auf den gegenwärtigen Entwicklungsstand
in programmlicher, finanzieller und technischer Hinsicht beschränkt werden darf, da
das Programmangebot auch für neue lnhalte, Formate und Genres sowie für neue
Verbreitungsformen offen bleiben muss, der Auftrag also dynamisch an die Funktion
des Rundfunks gebunden ist (BVerfG vom 1 l.September 2007, Rz. 123).

Frage 413: Hat der 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag und das damit
eingeführte Beitragssystem zu einer besseren öffentlichen Akzeptanz der
Abgabenerhebung geführt? Liegen hierzu statistische Erhebungen vor? Wenn
ja, zu welchen Ergebnissen sind diese gekommen?

Die erste Frage ist auf eine Bewertung gerichtet. Zur Abgabe einer Bewertung ist die
Staatsregierung nicht verpflichtet. Von einer Beantwortung wird daher abgesehen.

Statistische Erhebungen zur bundesweiten Akzeptanz liegen der Staatsregierung nicht
vor. Siehe hierzu auch die Frage zu Antwort 607. lm Ubrigen wird auf die
Vorbemerkung zur Großen Anfrage venviesen.

Frage 414= Haben die Milliardenüberschüsse im Beitragssystem sowie die
Rückstellungen bei Beitragsüberschüssen die Akzeptanz des Rundfunkbeitrags
in der Bevölkerung gesteigert?

Die Frage ist auf eine Bewertung gerichtet. Zur Abgabe einer Bewertung ist die
Staatsregierung nicht verpflichtet. Von einer Beantwortung wird daher abgesehen.

Frage 415: Wie hoch ist das Rundfunkbeitragsaufkommen, das jeweils auf die
Privathaushalte, die Wirtschaft und die öffentliche Hand fällt?

Bei den Rundfunkbeiträgen wird lediglich zwischen privat und nicht privat
unterschieden. Eine Unterscheidung nach Wirtschaft und öffentlicher Hand findet nicht
statt.

Die Anteile, mit denen einerseits Private und andererseits Unternehmen und
Einrichtungen zut Rundfunkfinanzierung beitragen, haben sich durch den Übergang
vom Gebühren- zum Beitragssystem praktisch nicht geändert. lm Jahr 2015, für das die
aktuellsten lst-Werte vorliegen, haben zum gesamten Beitragsaufkommen von 8.024
Mio. € die Privaten (Wohnungen) 7.268 Mio. € (90,6 %) beigetragen, die Unternehmen
und Einrichtungen 756 Mio. €(9,4o/o).
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Frage 416: Der MDR erhält insgesamt 8,38 € vom Rundfunkbeitrag pro
Beitragszahler und Monat, davon entfallen 0,93 € auf Ausstattung/Technik, 0,46 €
auf die Venaraltung und 0,13 € auf Marketing/Sonstiges. Weshalb sind die
Nebenkosten des MDR so hoch? Gibt es Vergleichszahlen zu den Nebenkosten
des ZDF und privaten Rundfunkanbietern?

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit des MDR kann folgende Antwort gegeben werden:

Der Sachverhalt ist nicht zutreffend dargestellt. Der MDR erhält vom Rundfunkbeitrag
in Höhe von 17,50 € pro Beitragszahler im Sendegebiet des MDR und pro Monat
insgesamt 12,37 €. Davon entfallen 3,80 € auf ARD-Gemeinschaftsaufgaben. Für
Technik hat der MDR 0,07 € ausgewiesen, für die Venrualtung 0,48 € (rd. 3,9%). Für
Marketing werden 0,12 €. verausgabt.
Die Fragestellung ist aus MDR-Sicht nicht nachvollziehbar, da der MDR beispielsweise
auf vergleichsweise niedrige Venraltungskosten venueisen kann. Vergleichszahlen
zum ZDF und zu privaten Rundfunkanbietern liegen nicht vor.

lm Übrigen wird auf die Vorbemerkung zur Großen Anfrage venviesen.

Frage 417= Wie hat sich der sächsische Anteil an den gesamten bundesweiten
Jahreseinnahmen aus der Rundfunkgebühr bar. dem Rundfunkbeitrag seit 2000
entwickelt? (Bitte die Antwort nach Jahren aufschlüsseln und den Anteil sowohl
in absoluten als auch in Prozentzahlen angeben.)

Unter Berücksichtigung der Zuarbeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten kann
folgende Antwort gegeben werden:

Jahr 2000 2001

Gesamt
DM

11.574.903.404,34 '13.006.336.319,92

Sachsen DM 614.510.462,09 681.894.813,72

Anteil Sachsen 5,SVo 5,2%

Jahr 2002 2003 2004

Gesamt
€ 6.749.220.055,73 6.790.697.266,34 6.854.81 1.966,62

Sachsen € 353.077.923,27 354.092.047,80 357.651.397,20

Anteil Sachsen 5,20/o 5,2Yo 5,20/o

Jahr 2009 2010 2011

Gesamt
€ 7.604.232.804,85 7.545.319.267,76 7.533.523.690,17

Sachsen € 387.452.386,19 384j28.948,53 383.645.873,51

Anteil Sachsen 5,1% 5,10/o 5,10/o
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Jahr 2005 2006 2007 2008

Gesamt
€

7.122.969.516,17 7.286.239.960,44 7.298.927.223,52 7.260.483.100,00

Sachsen € 362.934.375,06 371.999.37s,94 380.140.8s6,78 369.427.580,81

Anteil Sachsen 5,10/o 5j% 5,20/o 5,10/o

Jahr 2012 2013 2014 2015

Gesamt
€

7.492.520.505,97 7.681.218.209,65 8.324.263.772,69 8.131.285.001,97

Sachsen € 381.838.325,22 40'1.520.699,90 428.547.505,18 415.544.948,46

Anteil Sachsen 5,10/o 5,2% 5,1% 5,1%

Frage 418: Welche lnstitutionen arbe¡ten bei der Festlegung der Höhe des
sogenannten Rundfunkbeitrags zusammen?

Siehe Antwort zu Fragen 379 und 410

Frage 419: Welche Empfehlungen zur Höhe des Rundfunkbeitrages bar. der
Rundfunkgebühren hat die Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der
Rundfunkanstalten in den Jahren se¡t 2000 ausgesprochen? (Bitte die
Antwort nach Jahren aufschlüsseln und die tatsächliche Höhe der
Rundfunkgebühr bzw. des Rundfunkbeitrages zum Vergleich mit angeben.)

Die KEF berichtet den Landesregierungen alle zwei Jahre über die Finanzlage der
Rundfunkanstalten. Dabei legt sie in der Regel abwechselnd einen Beitragsbericht mit
Empfehlung zur Beitragshöhe (bzw. Gebührenhöhe) oder einen Zwischenbericht vor.

Berichts-
iahr

Bericht Empfehlung Höhe Gebühr/Beitrag (seit
2013)

2001 13. KEF-Bericht Zwischenbericht ohne
Empfehlunq

Seit 1 . Januar 2002 16,15 €

2003 14. KEF-Bericht Ab 2005 17,24 € Seit 1. April 2005 17,03 €
2005 15. KEF-Bericht Zwischenbericht ohne

Empfehlung
17,03 €

2007 16. KEF-Bericht ab 2009 17,98 € Seit 1. Januar 2009 17,98 €
2009 17. KEF-Bericht Zwischenbericht ohne

Empfehlunq
17,98 €

2011 18. KEF-Bericht Beibehaltung
17,98 €

von 17,98 €

2014 19. KEF-Bericht ab 2Q15 17,25 € 17,50 € (ab 1. April 2015)
2016 20. KEF-Bericht ab 2Q17 17.20 € 17.5Q €
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